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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtiinie des Rates über Steuerbefreiungen innerhaib 

der Gemeinschaft bei vorübergehender Einfuhr von bestimmten Verkehrsmitteln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Freizügigkeit der gebietsansässigen Personen 
innerhalb der Gemeinschaft wird durch die derzei- 
tigen steuerrechtlichen Regelungen, die bei der vor- 
übergehenden Einfuhr bestimmter Verkehrsmittel 
für die private oder berufliche Nutzung gelten, be- 
hindert. 

Die Behinderungen aufgrund dieser steuerrecht- 
lichen Regelungen zu beseitigen, ist für die Errich- 
tung eines Wirtschaftsmarkts mit ähnlichen Merk- 
malen wie ein Binnenmarkt besonders notwendig. 

Es muß in bestimmten Fällen der sichere Nachweis 
geführt werden, daß die betreffenden Personen 
Gebietsansässige eines Mitgliedstaates sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

Die Mitgliedstaaten gewähren unter den nachste- 
hend genannten Bedingungen bei der vorübergehen- 
den Einfuhr von bestimmten Verkehrsmitteln aus 
einem Mitgliedstaat eine Befreiung von den Umsatz- 
steuern, den Sonderverbrauchsteuer und sonstigen 
Verbrauchsabgaben, den Kraftfahrzeug- und Kraft- 
fahrzeugzulassungssteuern sowie den periodischen 
Steuern auf das Halten oder die Nutzung von Stra- 
ßenkraftfahrzeugen einschließlich ihrer Anhänger, 
ausschließlich aller Nutzfahrzeuge, von Wohnwagen, 
Vergnügungsbooten, Privatflugzeugen, Fahrrädern 
und Reitpferden. Die Steuerbefreiung gilt nicht für 
Kurtaxen und sonstige Abgaben oder Gebühren für 
Dienstleistungen. 


Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

a) „Personenkraftfahrzeuge"; Alle Straßenkraft- 
fahrzeuge für Personenbeförderung mit höchstens 
acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz; 

b) „Nutzfahrzeuge": Alle Fahrzeuge, die nach Bau- 
art und Einrichtung für die Beförderung 

aa) von mehr als neun Personen einschließlich 
des Fahrers; 
bb) von Gütern 
geeignet und bestimmt sind; 

c) „berufliche Nutzung" eines Verkehrsmittels: Die 
Benutzung des Verkehrsmittels unmittelbar zum 
Zwecke der Ausübung einer entgeltlichen Tätig- 
keit oder einer Tätigkeit mit Erwerbszweck; 

d) „private Nutzung"; Jegliche Nutzung, die nicht 
berufliche Nutzung ist. 

Artikel 3 

Vorübergehende Einfuhr bestimmter Verkehrsmittel 
für die private Nutzung 

Bei der vorübergehenden Einfuhr von Straßenkraft- 
fahrzeugen einschließlich ihrer Anhänger, ausschließ- 
lich aller Nutzfahrzeuge, von Wohnwagen, Vergnü- 
gungsbooten, Privatflugzeugen und Fahrrädern wird 
eine Befreiung von den in Artikel 1 genannten 
Steuern und Verbrauchsabgaben, die jeweils für 
einen Zwölf-Monats-Zeitraum auf sechs Monate be- 
fristet ist, unter folgenden Bedingungen gewährt: 

a) Die Privatperson, die diese Gegenstände ein- 
führt, 

aa) muß ihren Hauptwohnsitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft als dem der 
vorübergehenden Einfuhr haben; 
bb) muß diese Verkehrsmittel zur privaten Nut- 
zung gebrauchen. 

b) Die Verkehrsmittel dürfen im Mitgliedstaat der 
vorübergehenden Einfuhr weder veräußert noch 
vermietet oder an einen Gebietsansässigen dieses 
Staates verliehen werden. Jedoch können Perso- 
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nenkraftfahrzeuge im Besitz eines Vermietungs- 
unternehmens mit Geschäftssitz in der Gemein- 
schaft an einen Nicht-Gebietsansässigen des Staa- 
tes der vorübergehenden Einfuhr zur Wiederaus- 
fuhr des Fahrzeugs weitervermietet werden oder 
durch einen Bediensteten des Vermietungsunter- 
nehmens in den Mitgliedstaat, in dem der Aus- 
gangsort der Vermietung liegt, zurückgebracht 
werden, auch wenn dieser Bedienstete Gebiets- 
ansässiger des Mitgliedstaates der vorübergehen- 
den Einfuhr ist. 

Artikel 4 

Vorübergehende Einfuhr von Personenkraft- 
fahrzeugen für die berufliche Nutzung 

Bei der vorübergehenden Einfuhr von Personen- 
kraftfahrzeugen wird im Falle der beruflichen Nut- 
zung eine Befreiung von den in Artikel 1 genannten 
Steuern und Verbrauchsabgaben, die jeweils für 
einen Zwölf-Monats-Zeitraum auf sechs Monate 
befristet ist, unter folgenden Bedingungen gewährt: 

a) Die natürliche Person, die das Personenkraftfahr- 
zeug ein führt, 

aa) muß ihren Hauptwohnsitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft als dem der 
vorübergehenden Einfuhr haben-, 

bb) darf das Fahrzeug im Mitgliedstaat der vor- 
übergehenden Einfuhr weder für eine Perso- 
nenbeförderung gegen Entgelt oder sonstige 
materielle Vergünstigungen noch für eine 
entgeltliche oder unentgeltliche Güterbeför- 
derung benutzen. 

b) Das Personenkraftfahrzeug darf im Mitgliedstaat 
der vorübergehenden Einfuhr weder veräußert, 
noch vermietet oder verliehen werden. 

c) Das Personenkraftfahrzeug muß zu den auf dem 
Inlandsmarkt des Staates der amtlichen Zulas- 
sung geltenden allgemeinen Bedingungen der 
Besteuerung erworben worden sein, und für seine 
Ausfuhr darf keine Erstattung von Umsatz- 
steuern, Sonderverbrauchsteuern oder sonstigen 
Verbrauchsabgaben gewährt worden sein. 

Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn das 
Personenkraftfahrzeug mit dem gewöhnlichen 
amtlichen Kennzeichen des Staates der amtlichen 
Zulassung, unter Ausschluß jeglicher vorläufiger 
Kennzeichen, versehen ist. 

Bei Personenkraftfahrzeugen mit amtlicher Zu- 
lassung in einem Mitgliedstaat, in dem die Aus- 
gabe der gewöhnlichen amtlichen Kennzeichen 
nicht an die Erfüllung der auf dem Inlandsmarkt 
geltenden allgemeinen Bedingungen der Besteue- 


rung gebunden ist, hat der Benutzer den Nach- 
weis über die Entrichtung der Verbrauchsteuern 
bzw. -abgaben auf geeignete Weise zu erbrin- 
gen 1). 

Artikel 5 

Einfuhr von Arbeitsgeräten, Unterlagen und nicht- 
kommerziellen Warenproben, die in den steuerfrei 
eingeführten Fahrzeugen mitgeführt werden 

1. Befreiung von den in Artikel 1 genannten Steuern 
und Verbrauchsabgaben wird bei der vorüber- 
gehenden Einfuhr von tragbaren Arbeitsgeräten 
und bei der Einfuhr von kommerziellen Unter- 
lagen und nichtkommerziellen Warenproben, die 
in den vorübergehend eingeführten Fahrzeugen 
mitgeführt werden, ohne besondere Genehmi- 
gung gewährt. 

2. Die in Absatz 1 genannte Befreiung wird ge- 
währt, sofern der Gesamtwert dieser Gegen- 
stände 125 RE nicht übersteigt. Von der Steuer- 
befreiung ausgenommen sind jedoch Sonderver- 
brauchsteuern unterliegende Waren, die in Arti- 
kel 4 Abs. 1 der Richtlinie (69/169/EWG) des 
Rates vom 28. Mai 1969 in der Fassung der 
darauffolgenden Richtlinien aufgeführt sind. 

3. Die grundsätzliche Gewährung der Steuerbe- 
freiung für die Fahrzeuge wird durch das Mit- 
führen derartiger Gegenstände im Wert von 
mehr als 125 RE und/oder der Sonderverbrauch- 
steuern unterliegenden Waren nicht berührt. 

A r t i k e 1 6 

Steuerbefreiung bei vorübergehender Einfuhr 
von Reitpferden bei Ausflügen zu Pferd 

Bei der vorübergehenden Einfuhr von Reitpferden 

gewährt jeder Mitgliedstaat eine auf drei Monate 

1) Im Ratsprotokoll sollte eine Erklärung aufgenommen 
werden, die wie folgt lauten könnte: 

„Die Mitgliedstaaten, die gewöhnliche amtliche Kenn- 
zeichen auch für Straßenkraftfahrzeuge ausgeben, wel- 
che nicht zu den auf dem Inlandsmarkt geltenden all- 
gemeinen Bedingungen der Besteuerung erworben wor- 
den sind, verpflichten sich, Abhilfe dergestalt zu 
schaffen, daß die gewöhnliche amtliche Zulassung nur 
noch für solche Fahrzeuge erteilt wird, die zu den ge- 
nannten Bedingungen des Inlandsmarkts erworben wur- 
den. Diese Mitgliedstaaten können jedoch die gewöhn- 
liche amtliche Zulassung für Fahrzeuge, die nicht unter 
den allgemeinen Besteuerungsbedingungen des Inlands- 
markts erworben wurden, erteilen, sofern die Kenn- 
zeichen mit einem dauerhaften Unterscheidungszeichen 
versehen werden, das für die Behörden, die für die 
in der Richtlinie genannten Steuerbefreiungen zustän- 
dig sind, leicht erkennbar ist." 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. November 1975 — If4 - 680 70 — E — Ve 31175: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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befristete Befreiung von den in Artikel 1 genannten 
Steuern unter folgenden Bedingungen; 

a) Das Reitpferd muß zum Zwecke eines Ausritts 
mit seinem Reiter und/oder im Laufe eines sol- 
chen Ausritts in das Hoheitsgebiet des Mitglied- 
staats der vorübergehenden Einfuhr gelangen. 

b) Die Befreiung muß im Zeitpunkt des Einrittes in 
das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates der vor- 
übergehenden Einfuhr beantragt werden. 

c) Das Reitpferd darf nicht an eine andere Person 
als den genannten Reiter vermietet oder verlie- 
hen und nicht an einen Dritten, der im Mitglied- 
staat der vorübergehenden Einfuhr ansässig ist, 
veräußert werden, noch darf es zu anderen 
Zwecken als für den Ausritt verwendet werden. 

Artikel 7 

Allgemeine Vorschrift über den Nachweis 
des Wohnsitzes 

Für die Anwendung dieser Richtlinie erbringen die 
natürlichen Personen den Nachweis über ihren 
Hauptwohnsitz anhand ihres Reisepasses oder Per- 
sonalausweises oder, in Ermangelung solcher Aus- 
weise, anhand jedes anderen Identitätsausweises, 
den der Mitgliedstaat der Einfuhr als gültig aner- 
kennt. 

Artikel 8 

Weitere Vorschrift über den Nachweis des Wohn- 
sitzes in Fällen beruflicher Nutzung eines 
Personenkraftfahrzeugs 

1. Wird von den zuständigen Behörden des Mit- 
gliedstaates der vorübergehenden Einfuhr die 
Richtigkeit der Angabe des Hauptwohnsitzes, die 
anhand der in Artikel 7 genannten Ausweis- 
papiere gemacht wurde, erheblich in Zweifel 
gezogen, so können diese Behörden nähere Aus- 
künfte oder zusätzliche Belege verlangen. 

2. Falls in Ausnahmefällen die zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaates -der Einfuhr trotz der 
ihnen gemäß Absatz 1 verschafften weiteren 
Angaben noch starke Zweifel hegen, gestatten 
sie die vorübergehende Einfuhr gegen eine 
Sicherheitsleistung, die auf höchstens sechs Mo- 
nate befristet ist. 

Wenn jedoch der Benutzer des Fahrzeugs eine 
Bescheinigung darüber beibringt, daß er mit allen 
seinen Einkünften aus Berufstätigkeit der Ein- 
kommensteuerpflicht in einem anderen Mitglied- 
staat unterliegt, müssen die Behörden des Mit- 
gliedstaates der vorübergehenden Einfuhr 


a) auf die Gestellung einer Sicherheitsleistung 
verzichten, sofern die Bescheinigung im Zeit- 
punkt der Einfuhr vorliegt; 

b) innerhalb von zwei Monaten ab dem Zeit- 
punkt der Vorlage dieser Bescheinigung die 
Sicherheitsleistung zurückerstatten. 

3. Die zuständigen Behörden des Staates der vor- 
übergehenden Einfuhr können die zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaates, der die in Ab- 
satz 2 genannte Bescheinigung ausgestellt hat, 
um ergänzende Aufklärungen ersuchen, insbe- 
sondere wenn sich herausstellt, daß der Mittel- 
punkt der wirtschaftlichen Tätigkeit des Einfüh- 
rers für das laufende Jahr nicht mehr in diesem 
letztgenannten Mitgliedstaat gelegen ist. 

4. Die zuständigen Behörden müssen auf Antrag 
jeder natürlichen Person die in Absatz 2 genann- 
te Bescheinigung zwecks Vorlage bei den zustän- 
digen Behörden des Mitgliedstaates der vor- 
übergehenden Einfuhr ausstellen. • 

Artikel 9 

Sonderregelungen 

1. Die Mitgliedstaaten können großzügigere Rege- 
lungen treffen, als in dieser Richtlinie vorge- 
sehen sind. 

2. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von 
diesen Regelungen zu dem Zeitpunkt in Kennt- 
nis, zu dem sie den in Artikel 10 vorgesehenen 
Verpflichtungen nachkommen. 

Artikel 10 

Verschiedene Verpflichtungen 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen drei Monaten nach ihrer 
Bekanntgabe nachzukommen, und setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut aller weiteren wesent- 
lichen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften übermittelt wird, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

3. Die Kommission erstattet dem Rat nach Konsul- 
tation der Mitgliedstaaten alle zwei Jahre Bericht 
über die Anwendung der Richtlinie in den Mit- 
gliedstaaten. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

I. Allgemeine Erwägungen 

Da das New Yorker Abkommen vom 4. Juni 1954 
über die vorübergehende Einfuhr privater Straßen- 
fahrzeuge und das Genfer Abkommen vom 18. Mai 
1956 über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen 
zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr 
licht ganz den Erfordernissen des Gemeinsamen 
Marktes entsprechen, erwies es sich als nötig, die 
Probleme des innergemeinschaftlichen Verkehrs von 
bestimmten Verkehrsmitteln mit Herkunft aus einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft auf Gemeinschafts- 
ebene zu regeln. 

Der Begriff des Binnenmarktes macht eine Lockerung 
der bisherigen Voraussetzungen für den steuerfreien 
Verkehr der Verkehrsmittel von Gebietsansässigen 
eines Mitgliedstaates in einem anderen Mitglied- 
staat sowie die Benutzung von Personenkraftfahr- 
zeugen für berufliche Zwecke im innergemeinschaft- 
lichen Verkehr notwendig. Es zeigte sich nämlich, 
daß in den beiden genannten Bereichen Verbesse- 
rungen vorgenommen werden müssen, vor allem 
um Doppelbesteuerungen zu vermeiden und die 
Grenzformalitäten zu erleichtern. 

Ziel des vorliegenden Richtlinienvorschlages ist es, 
ein System von Steuerbefreiungen einzuführen, die 
in der Gemeinschaft auf die von Privatpersonen für 
private Zwecke benutzte Verkehrsmittel sowie auf 
die von natürlichen Personen für berufliche Zwecke 
benutzten Personenkraftfahrzeuge anwendbar sind. 
Diese Steuerbefreiungen gelten nur für Gebietsan- 
sässige der Mitgliedstaaten und nur im Rahmen des 
innergemeinschaftlichen Verkehrs. 

Nach der vorgeschlagenen Regelung werden in der 
Gemeinschaft auf bestimmte Verkehrsmittel für die 
private Nutzung und auf beruflich genutzte Perso- 
nenkraftfahrzeuge im Staat der vorübergehenden 
Einfuhr keine Steuern erhoben, mit Ausnahme der 
Steuern und Abgaben, die sich unmittelbar aus der 
Nutzung dieser Verkehrsmittel in diesem Staat erge- 
ben, wie Steuern bzw. Abgaben auf Treibstoffe, 
Reparaturen, Parkplatzmietung, Straßenbenutzung 
und dergleichen. 

11. Erläuterungen zu den Artikeln 
Zu Artikel 1 und 2 

Artikel 1 schreibt vor, eine Befreiung von allen 
Steuern zu gewähren, die in einem Mitgliedstaat auf 
die in diesem Artikel bezeichneten Verkehrsmittel 
erhoben werden, gleichgültig, ob diese Steuern auf- 
grund des Erwerbs, der Inbetriebnahme oder des 
Verkehrs dieser Fahrzeuge geschuldet werden. 
Artikel 2 enthält eine Reihe von Begriffsbestimmun- 
gen. Die Definition des Begriffs der beruflichen Nut- 
zung eines Verkehrsmittels verdient besondere Be- 
achtung. Hiernach wird ein Personenkraftfahrzeug, 
das benutzt wird, um sich zur Arbeitsstätte zu bege- 
ben, nicht für berufliche Zwecke genutzt, im Gegen- 
satz zu dem Fahrzeug, das für die Ausübung der 
eigentlichen Arbeit unentbehrlich ist. 


Zu Artikel 3 

Nach Artikel 3 können in der Gemeinschaft ansäs- 
sige Personen bestimmte Verkehrsmittel aus einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft vorübergehend nach 
einem anderen Staat, der nicht ihr Wohnsitzstaat ist, 
einführen, unter der Bedingung, daß sie diese Ver- 
kehrsmittel nur zur privaten Nutzung verwenden 
und sie im Mitgliedstaat der vorübergehenden Ein- 
fuhr nicht veräußern, vermieten oder verleihen. Um 
einem besonderen, bei der Kraftfahrzeugvermietung 
auftretenden Problem Rechnung zu tragen, erschien 
es zweckmäßig, eine teilweise von diesen Grund- 
sätzen abweichende Sonderbestimmung aufzuneh- 
men. 

Zu Artikel 4 

Gemäß Artikel 4 wird die Steuerbefreiung bei be- 
stimmten Arten beruflicher Nutzung von Personen- 
kraftfahrzeugen im Mitgliedstaat der vorübergehen- 
den Einfuhr versagt. Neben den für die anderen 
Verkehrsmittel vorgesehenen Bedingungen muß das 
Personenkraftfahrzeug zu den auf dem Inlandsmarkt 
des Staates der amtlichen Zulassung geltenden all- 
gemeinen Bedingungen der Besteuerung erworben 
worden sein, und für seine Ausfuhr darf keine Er- 
stattung oder Befreiung von Verbrauchsteuern oder 
Verbrauchsabgaben gewährt worden sein. 

Zu Artikel 5 

Nach diesem Artikel ist - mit bestimmten Einschrän- 
kungen - die Steuerbefreiung für tragbare Arbeits- 
geräte, Unterlagen und nichtkommerzielle Waren- 
proben im Gesamtwert bis zu 125 RE, die in den vor- 
übergehend eingeführten Fahrzeugen mitgeführt 
werden, vorgesehen. Bei Überschreitung dieser Wert- 
grenze gelten die üblichen Formalitäten. 

Zu Artikel 6 

Da Reitpferde leicht Gegenstand von Handels- 
geschäften sind, erschien die Steuerbefreiung der 
vorübergehenden Einfuhr von Pferden generell nicht 
möglich. 

Um jedoch steuerliche Hemmnisse für Ausflüge zu 
Pferd zu beseitigen, kann unter den in diesem Arti- 
kel bestimmten Voraussetzungen den Reitern auf 
Antrag Steuerbefreiung gewährt werden. 

Zu Artikel 7 und 8 

Diese Artikel enthalten allgemeine Vorschriften und 
weitere Vorschriften über den Nachweis des Wohn- 
sitzes. In beiden Artikeln wird auf ein und denselben 
Begriff des Wohnsitzes, nämlich den Hauptwohnsitz, 
abgestellt. Artikel 8 schreibt jedoch weitere, viel 
beweiskräftigere Kriterien und Modalitäten vor, die 
dem Staat der vorübergehenden Einfuhr weitaus 
größere Gewähr in bezug auf den Wohnsitz der 
natürlichen Personen geben. 

Wenn unter Anwendung der allgemeinen Vorschrif- 
ten der Hauptwohnsitz nicht genau genug nachge- 
wiesen zu sein scheint, können die Behörden des 
Mitgliedstaats der vorübergehenden Einfuhr in den 
Fällen der beruflichen Nutzung eines Personenkraft- 
fahrzeugs zusätzliche Auskünfte verlangen. 
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In Ausnahmefällen können die Behörden des Staates 
der vorübergehenden Einfuhr eine Sicherheitslei- 
stung verlangen. Diese Sicherheitsleistung ist inner- 
halb von zwei Monaten zurückzuerstatten, wenn die 
natürliche Person eine Bescheinigung darüber bei- 
bringt, daß sie mit allen ihren Einkünften aus 
Berufstätigkeit der Einkommensteuerpflicht in einem 
anderen Mitgliedstaat unterliegt. Folglich muß der 
Mitgliedstaat der vorübergehenden Einfuhr, wenn 
der Hauptwohnsitz für das laufende Jahr strittig ist, 
seinerseits beweisen, daß die betreffende Privat- 
person ihren Wohnsitz in seinem Hoheitsgebiet 
genommen hat. 

Die Beschränkung der den Mitgliedstaaten gegebe- 
nen Möglichkeit, eine Sicherheitsleistung zu verlan- 
gen, rechtfertigt sich aus dem Bestreben, die Grenz- 
formalitäten zu harmonisieren und den weitverbrei- 
teten Rückgriff auf die Praxis der Sicherheitsleistung 
zu vermeiden, die eine nicht geringfügige Behinde- 
rung der Freizügigkeit darstellt. Hinterziehungs- 


gefahr ist nicht zu befürchten; denn entweder ist 
der Importeur im Mitgliedstaat der vorübergehenden 
Einfuhr nicht ansässig, und dann erweist sich die 
Sicherheitsleistung als hinfällig, oder aber das Zen- 
trum der wirtschaftlichen Tätigkeit des Importeurs 
ist im laufenden Jahr im Staat der vorübergehenden 
Einfuhr gelegen, der dann gegen den Steuerhinter- 
! Zieher Vorgehen kann. 

i Zu Artikel 9 

Der vorliegende Vorschlag sieht eine Reihe von 
Maßnahmen vor, die als ein von sämtlichen Mit- 
gliedstaaten gebilligtes Mindestmaß anzusehen sind. 

: Das schließt nicht aus, daß die Mitgliedstaaten Maß- 
: nahmen ergreifen, die den Grundsatz der Freizügig- 
; keit der Personen in der Gemeinschaft weitgehen- 
I der verwirklichen. Jedoch dürfen die Kriterien über 
i den Wohnsitznachweis keinesfalls geändert werden, 

I damit die Gewähr, die diese Regelung den betref- 
: fenden Personen bietet, nicht in Frage gestellt wird. 
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